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ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN
ERKLARUNG DER PLANZEICHEN
ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§9 (1) Nr.1 und Nr. 6 BauGB)
(WA, Aligemeines Wohngebiet (siehe textl. Festsetzung Nr. 1.1)
Dorfgebiet (siehe textl. Festsetzung Nr. 1.2)
2 Wo Beschrankung der Zahl der Wohnungen (siehe textl. Festsetzung Nr.
1.4)

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (§9 (1) Nr.1 BauGB)

Geschiofiflachenzahl, als Hochstmal
0,3 Grundfiachenzahl
I+ Zahl der Voligeschosse als Hochstman

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN (§9 (1) Nr.2 BauGB; §§ 22 und 23

BauNVO)
0 offene Bauweise
A nur Einzel- und Doppelhauser zulés-aig
T —— Baulinie

e : Ba ugrenze

VERKEHRSFLACHEN (§9 (1) Nr.4,Nr.11 und (6) BauGB)
Strallenverkehrsflache
Straflenbegrenzungslinie

Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung
Hier: Offentliche Parkplatze

Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung
Hier: Geh- und Radweg

Einfahrt (siehe textl. Festsetzung Nr. 2.1)

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt (siehe textl. Festsetzung Nr.
2.1)

FLACHEN FUR VERSORGUNGSANLAGEN, FUR DIE ABFALLENTSOR-
GUNG UND ABWASSERBESEITIGUNG SOWIE FUR ABLAGERUNGEN
(§9 (1) Nr.12, 14 und (6) BauGB

Flachen fur Entsorgungsaniagen

(Abwasserbeseitigung)
Abwasser
Hier: Pumpstation
O Flachen far Versorgungsanlagen (Elektrizitat)
Hier: Trafo-Station '

GRUNFLACHEN (§9 (1) Nr. 15 und (6) BauGB)

. éffentliche Grunflache

RRH Zweckbestimmung Regenrickhaltung
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PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MASSNAHMEN UND FLACHEN
FUR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICK-
LUNG NATUR UND LANDSCHAFT (§9 (1) Nr. 25 und (6) BauGB)

Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strau-
chern und sonstigen Bepflanzungen (siehe textl. Festsetzung
Nr. 3.1 und Nr. 3.2)

Anpflanzen von Baumen (siehe textl. Festsetzung Nr. 3.3)

. - Erhaltung von Baumen (siehe textl. Festsetzung Nr. 3.5)

SONSTIGE PLANZEICHEN

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungs-
plans (§9 (7) BauGB)

bauungspléne )

Anderungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 3 - Woltorf

ERKLARUNG DER PLANUNTERLAGE

— s — Flurgrenze

— Flursticksgrenze mit Grenzstein
12218 Flurstacksnummer

% Wohngebéaude mit Hausnummer

Sonstige Gebaude

Eljj Abgrabung

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches angrenzender Be-

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1.

; b

1.2

13

14

21

31

3.2

3.3

3.5

4.0

4.1

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(89 (1) Nr. 1 BauGB)

Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen.

Zuldssig sind:

1. Wohngebéaude

2. Die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden, Schank- und
Speisewirtschaften sowie nicht stérende Handwerksbetriebe.

3. Anlagen fur kirchliche kulturelle, soziale, gesundheitliche und
sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise kdnnen zugelassen werden:

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes.

2. Sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe
sowie abweichend von §13 BauNVO Gebéude fur freie Berufe,
sofern sie der Charakteristik des Baugebietes entsprechen und von
ihnen keine unzumutbaren Belastigungen (z.B.
Verkehrsbelastungen) ausgehen.

Dorfgebiete dienen der Unterbringung der Wirtschaftsstellen land— und
forstwirtschaftlicher Betriebe, dem Wohnen und der Unterbringung von
nicht wesentlich storenden Gewerbebetrieben sowie der Versorgung den
Bewohnern des Gebiets dienender Handwerksbetriebe. Auf die Belange
der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe einschlielich ihrer
Entwicklungsmdglichkeiten ist vorrangig Ricksicht zu nehmen.

Zulassig sind:

1. Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe und die
dazugehdérigen Wohnungen und Wohngebaude

2. Kleinsiedlungen einschliefllich Wohngebdude mit entsprechenden
Nutzgarten und landwirtschaftiichen Nebenerwerbsstellen

3. sonstige Wohngebaude

4. Befriebe zur Be- und Verarbeitung und Sammiung land- und
forstwirtschaftlicher Erzeugnisse

5. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie
Betriebe des Beherbergungsgewerbes

Nebenanlagen sind nur innerhalb der Uberbaubaren Grundsticksflachen
zulassig (§12 Abs.6 BauNVO).

Aus besonderen stadtebaulichen Grinden sind im Plangebiet je
Wohngebaude maximal 2 Wohnungen zulassig.

EIN- BZW. AUSFAHRTEN UND ANSCHLUSS ANDERER‘FLECHEH
AN DIE VERKEHRSFLACHEN (§9 Abs. 1 Nr. 4 und 11 BauGB)

Zum Erhalt der bestehenden Baumreihe auf der Nordseite der
Schwittmerstralle sind Einfahrtsbereiche festgesetzt und im Ubrigen
Bereich Ein- und Ausfahrten ausgeschlossen. Die Einfahrtsbreite darf 3,0
m pro Grundstick nicht Uberschreiten.

ANPFLANZEN VON BAUMEN, STRAUCHERN UND SONSTIGER
BEPFLANZUNG (§9 Abs. 1 Nr 25a BauGB)

Auf den 6,0 m breiten Flachen mit Anpflanzfestsetzungen am westlichen
Plangebietsrand ist je angefangene 150 m ein standortgerechter,
heimischer Laubbaum zu pflanzen.

Auf den Flachen mit Anpflanzfestsetzungen von 10,0 m Breite sind je
angefangene 15,0 m zwei standortgerechte, heimische Laubbiume
anzupflanzen.

Zusatzlich ist je 10.0 m? der Flache mindestens ein standorigerechtes,
heimisches Laubgehdélz (Strauch) anzupflanzen.

Die zu pflanzenden Baume wund Straucher sind fachgerecht
anzupflanzen, zu pflegen und m Falle ihres Abganges durch neue der
gleichen Art zu ersetzen.

Auf den 6,0 m breiten Flachen mit Anpflanzfestsetzungen inmitten des
Baugebietes ist je 10,0 m? mindestens ein standortgerechtes, heimisches
Laubgeholz (Strauch) anzupflanzen.

Die zu pflanzenden Straucher sind fachgerecht anzupflanzen, zu pflegen
-und im Falle ihres Abganges durch neue der gleicherr Art zu ersetzen.

An den im Bebauungsplan festgesetzten Standorten innerhalb der
Verkehrsflachen ist je ein Laubbaum als Hochstamm zu pflanzen.

Fiur die Baum-Pflanzbindung der Baugrundsticke gilt folgende
Festsetzung:

An den festgesetzten Standorten sind heimische, standortgerechte,
kieinkronige Laubbaume zu pflanzen, zu pflegen und im Falle ihres
Abganges durch neue der gleichen Art zu ersetzen.

Als Ausgleichsmallnahme ist je angefangene 60,00 m? versiegelter
Grundsticksflache ein hochstdmmiger, kleinkroniger Laubbaum zu
pflanzen. Die unter Pkt 3.3 zu pflanzenden B&ume werden hierauf
angerechnet.

Die vorhandenen und zu erhaltenden Baume sind zu erhalten und zu
pflegen. Im Falle ihres Abganges sind sie durch neue der gleichen Art zu
ersetzen.

VERSORGUNGSANLAGEN UND -LEITUNGEN
(§9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Aus stadtebaulichen Griunden wird das Verlegen oberirdischer
Versorgungsleitungen im gesamten Plangebiet ausgeschlossen.

HINWEISE

1.

Im Plangebiet ist das DVGW - Regelwerk GW 125 ,Baumpflanzungen im
Bereich unterirdischer Versorgungsgrundanlagen” hinsichtlich
vorgesehener Baumpflanzungen zu beachten.

Soliten bei Aushubarbeiten Bodenverhéltnisse vorgefunden werden, die
untypisch fur dieses Gebiet sind oder auf eine Altablagerung hindeuten,
ist dieses umgehend dem Umweltamt des Landkreises Peine mitzuteilen.

Soliten bei Aushuharbeiten_archanlngischa Funde gemacht werden, ist
dieses umgehend der Oberen Denkmalschutzbehérde der
Bezirksregierung Braunschweig mitzuteilen.

Soliten durch Bauarbeiten die zu erhaltenden Obstbdume auf der
offentlichen Verkehrsfliche beschadigt werden, sind die anfallenden
Kosten fiir Pflege und/oder Ersatzpflanzung durch den Verursacher zu
tragen.

Die unter 3.2 festgesetzten anzupflanzenden Baume auf den
Baugrundstiicken kénnen geringfligig verschoben werden.

Im gesamten Plangebiet ist eine Regenwasserversickerung nicht
maéglich.

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

a)

b)

c)

d)

Baugesetzbuch (BauGB)

in der Fassung vom 27.08.1997 (BGBI. |. $.2141)

Baunutzungsverordnung (BauNVO)
in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBI. |. S. 132), zuletzt gedndert durch

Gesetz vom 22.04.1993 (BGBI. |. S. 466)

lanzeich nung (PlanzV
in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBI. I. S. 58)

iedersachsisch meindeordnu G
in der Fassung vom 22.08.1996 (Nds. GVBI. S. 382)

Stadtbaurat i S

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS

Der Verwaltungsausschuft der Stadt Peine hat in seiner Sitzung am die Aufsteliung
des Bebauungsplanes beschiossen. Der Aufstellungsbeschiuf® wurde geman §2 Abs 1 BauGB
ortstblich bekanntgemacht

am —_—

Peine, den ——
Stadt Peine - Der Stadtdirektor in Vertretung

—

Stadtbaurat

PLANUNTERLAGE

Der anliegende Auszug aus dem Liegenschaftskataster vom 24.01.01 ist Bestandteil der
Planunterlage. Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters
vom Febr. 2000. For die Volistandigkeit des Nachweises der bedeutsamen baulichen Anlagen
sowie Strallen, Wege und Platze wird keine Gewahr ubernommen.

Die Darstellung der Liegenschaften ist geometrisch einwandfrei Die Ubertragbarkeit der neu zu
bildenden Grenzen in die Ortlichkeit ist einwandfrei maglich.

Peine, den 24.01.2001

Katasteramt Peine

gez. LA. Borch
Vermessungsamtsrat

-

PLANVERFASSER

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde ausgearbeitet durch das Hochbauamt, Abteilung
Stadtplanung,

Peine, den 05.02.2001
Stadt Peine - Der Stadtdirektor in Vertretung

gez. Tarrey
Stadtbaurat

OFFENTLICHE AUSLEGUNG

Der Verwaltungsausschull der Stadt Peine hat in seiner Sitzung am 10.07.2000 dem Entwurf
des Bebauungsplanes und der Begrundung zugestimmt und die offentiiche Auslegung geman
§3 Abs.2 BauGB beschiossen. Ort und Dauer der offentichen Auslegung wurden
am 17.07.2000 ortsiblich bekanntgemacht Der Entwurf des Bebauungsplanes und die
Begrundung haben vom 25.07.00 bis 24.08.00gemaR §3 Abs.2 BauGE offentlich ausgelegen

Peine, den 05.02.2001
Stadt Peine - Der Stadtdirektor in Vertretung

gez. Tarrey

Der Verwaltungsausschull der Stadt Peine hat in seiner Sitzung am ——  dem geanderten
Entwurf des Bebauungsplanes und der Begrundung zugestimmt und die &ffentliche Auslegung
mit der Einschrankung gemalt §3 Abs.3 Satz12. Halbsatz BauGB beschlossen

Ort und Dauer der dffentlichen Auslegung wurden am  — orsublich bekanntgemacht
Der Entwurf des Bebauungsplanes und die Begrindung haben vom — bis — gemal
§3 Abs.2 BauGB offentlich ausgelegen :

Peine, den —
Stadt Peine - Der Stadtdirektor in Vertretung

Stadtbaurat

Der Verwaltungsausschull der Stadt Peine hat in seiner Sitzung am ——  dem geanderten
Entwurf des Bebauungsplanes und der Begrindung zugestimmt und die eingeschrankte
Beteiligung gemall §3 Abs 3 Satz 2 BauGB wurde vom ——  bis zum —— Gelegenheit

zur Stellungnahme gegeben.

Peine, den
Stadt Peine - Der Stadtdirektor in Vertretung

Stadtbaurat

SATZUNGSBESCHLUSS

Der Rat der Stadt Peine hat den Bebauungsplan nach Prifung der vorgebrachten Anregungen
gemall §3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 22.1.00 als Satzung sowie die Begrindung
beschlossen.

Peine, den 05.02.2001
Stadt Peine - Der Stadtdirektor in Vertretung

gez. Tarrey
Stadtbaurat

RECHTSKRAFT

Der Satzungsbeschlul} ist gemal §10 BauGE am 30.03.01 im Amitsbiatt des Landkreises Peine
bekanntgemacht worden. Der Bebauungsplan ist damit am 30.03,2001 in Kraft getreten

Peine, den 04.04.2001
Stadt Peine - Der Stadtdirektor in Vertretung

gez. Tarrey
Stadtbaurat

VERLETZUNG VON VERFAHRENS- UND FORMSCHRIFTEN

Innerhalb eines Jahres nach Inkraftireten des Bebauungsplanes ist die Verletzung von
Verfahrens- oder Formvarschrifien gemafl §214 Abs1, Nr1 u 2 BauGB beim
Zustandekommen des Bebauungsplanes nicht geitend gemacht worden

Peine, den

Stadt Peine - Der Stadtdirektor in Vertretung

Stadtbaurat

MANGEL DER ABWAGUNG

Innerhalb von sieben Jahren nach Inkrafitreten des Bebauungsplanes sind Mangel in der
Abwagung nicht geltend gemacht worden.

Peine, den
Stadt Peine - Der Stadtdirektor in Vertretung

Stadtbaurat

T

Auf Grund des § 1 Abs.3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i. V. m.
§ 40 der Niedersachsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Stadt Peine
diesen Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den
nebenstehenden textlichen Festsetzungen, als Satzung beschlossen:

Peine, den 05.02.2001

Praambel

gez. Biel gez. Willenbiicher
Blrgermeister Stadtdirektor

Stadt Peine

Bebauungsplan Nr. 8 - Woltorf
~Zwischen Mittellandkanal und Schwittmerstraie"

1. Anderung Bpl. Nr. 3 - Woltorf
~Am Wasserturm®
Gemarkung: Woltorf Flur 17

Regierungsbezirk: Braunschweig Malstab :1:1.000



http://www.peine01.de/de/mediadaten_stadt/eigene_daten/Hochbau/Bauleitplaene-Stadtplanung/Abgeschlossene/012_Woltorf/012-Begruendung-8-Wolt.pdf?WSESSIONID=94418a7ed4e2f4fee1f26ca28502a62d

	Wichtige Anlagen Begründung: 


